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Der Stadtrat hat am 27. April 2026 nachfolgende Satzung beschlossen, die nach Ausfertigung hiermit 
bekannt gemacht wird: 

 
 

Zwölfte Satzung 

zur Änderung der Satzung 

zur Regelung von Fragen des Gemeindeverfassungsrechts 

der Stadt Memmingen 

 
Vom 20. Mai 2026 

 
Aufgrund von Artikel 20a und Artikel 23 Satz 1 der Gemeindeordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 796, Bayerische 
Rechtssammlung Gliederungsnummer 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. 
Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert worden ist, erlässt die Stadt Memmingen folgende Satzung: 
 
 

Artikel 1 

Satzungsänderungen 
 
Die Satzung zur Regelung von Fragen des Gemeindeverfassungsrechts der Stadt Memmingen vom 
12. Juli 1972 (Satzungs- und Verordnungsblatt der Stadt Memmingen Seite 9), zuletzt geändert durch 
Satzung vom 22.04.2020 (Satzungs- und Verordnungsblatt der Stadt Memmingen Seite 121) wird wie 
folgt geändert: 
 
 
1. § 2 Absatz 1 wird wie folgt geändert und erhält folgende Fassung: 

„(1) Der Stadtrat bildet zur Mitwirkung bei der Erledigung seiner Aufgaben neben den Kraft 
Gesetzes zu bildenden Ausschüssen folgende ständige Ausschüsse: 

 
a) Finanz- und Hauptausschuss, 
b) Bau-, Planungs- und Umweltausschuss, 
c) Kultur-, Bildungs- und Sozialausschuss, 
d) Personalausschuss, 
e) Ausschuss für öffentliche Ordnung, ÖPNV und Verkehr.“ 

 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 
„(2) 1Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder erhalten für ihre Tätigkeit eine 

Aufwandsentschädigung.  
2Sie besteht aus einem Grundbetrag und aus einem Sitzungsgeld, wobei sich der 
Grundbetrag auf 443 Euro beläuft und das Sitzungsgeld je teilgenommener 
Ausschusssitzung 45 Euro beträgt. 
3Die Vorsitzenden der Stadtratsfraktionen erhalten darüber hinaus eine zusätzliche 
monatliche Aufwandsentschädigung sowie eine monatliche 
Telekommunikationspauschale von 25 Euro.  
4Die zusätzliche monatliche Aufwandsentschädigung nach Satz 3 beträgt für 
Vorsitzende von Stadtratsfraktionen mit bis zu 4 Fraktionsmitgliedern 402 Euro; 
zusätzlich wird ab dem 5. Fraktionsmitglied ein monatlicher Betrag von 81 Euro je 
Mitglied gewährt. 
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5Bei Änderungen des Grundgehaltes der Anfangsstufe der Besoldungsgruppe A 13 nach 
Anlage 3 des Bayerischen Besoldungsgesetzes vom 5. August 2010 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt Seite 410, berichtigt Seite 764, Bayerische Rechtssammlung 
Gliederungsnummer 2032-1-1-F), zuletzt geändert durch § 61 des Gesetzes vom 26. 
März 2026 (GVBl. S. 75) in der jeweiligen Fassung ändert sich die 
Aufwandsentschädigung nach Satz 2 und 4 mit dem gleichen Vomhundertsatz mit 
Wirkung vom Inkrafttreten der Besoldungsänderung; dabei werden Beträge auf volle 10 
Cent aufgerundet. 
6Die Beträge nach Satz 2 bis 4 werden jeweils monatlich im Nachhinein ausbezahlt. 
7Bei Amtsverlust und Nachrücken eines ehrenamtlichen Stadtratsmitglieds wird die 
Aufwandsentschädigung für den gesamten Monat gewährt, in den das Ereignis fällt.“ 

 
 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nummer 2 und Nummer 3 werden jeweils die Worte „33,00 Euro“ durch die Worte 
„38 Euro“ ersetzt. 

 
bb) In Satz 1 wird nach der Nr. 3 folgende Nr. 4 eingefügt: 
 

„4. Nachgewiesene Kosten für eine notwendige Betreuung von im Haushalt der 
ehrenamtlich tätigen Person lebenden 
a) Kindern, die das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 
b) Kindern mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind, 
c) Angehörigen im Sinne des Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach 

§ 15 Abs. 1 Satz 1 des Elften Buches Sozialgesetzbuch 
bis zu einem Betrag in Höhe des jeweils gültigen Mindestlohnes je angefangene Stunde 
Sitzungsdauer ersetzt.“ 

 
cc) Die Sätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 
 

„2Leistungen nach Satz 1 Nr. 1 bis 4 werden nur auf Antrag gewährt; etwaige 
Veränderungen der Verhältnisse bzgl. der Nrn. 1 bis 4 sind von den ehrenamtlichen 
Stadtratsmitgliedern der Stadtverwaltung, Büro des Oberbürgermeisters, unverzüglich 
anzuzeigen.  
3Die Abrechnung und Zahlung der Leistungen nach Satz 1 Nr. 2 bis 4 erfolgt 
grundsätzlich jeweils monatlich im Nachhinein.“ 

 
c) Absatz 4 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

 
„1Für auswärtige Tätigkeit erhalten die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder – sofern kein 
Anspruch auf Vergütung von anderer Stelle besteht – eine Reisekostenvergütung nach den 
Bestimmungen des Bayerischen Reisekostengesetzes (BayRKG) vom 24. April 2001 (GVBl. S. 
133, BayRS 2032-4-1-F), das zuletzt durch § 6 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. 
S. 643) geändert worden ist, in der jeweiligen Fassung.“ 
 

 
3. § 4 erhält folgende Fassung: 

 
„§ 4 Sachaufwandsdeckung 

 
Zur Abdeckung des Sachaufwands der Fraktionen und Gruppierungen wird ein Betrag von 90 Euro 
monatlich im Nachhinein je Mitglied an die im Stadtrat vertretenen Fraktionen und Gruppierungen 
geleistet.“ 
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Artikel 2 

 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am 1. Mai 2026 in Kraft. 
 
 
Memmingen, 20. Mai 2026 
STADT MEMMINGEN 
Jan Rothenbacher 
Oberbürgermeister 

 
 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

SVBl 2026 Seite 134 


